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I. Vorbemerkungen

1. Eingrenzung des Themas

• Thema sind Zuwendungen von Todes wegen;

• Lebzeitige Verfügungen werden ausgeklammert.

2. Der Schutz vor Fremdbestimmung als Aufgabe des Erbrechts

• Selbstbestimmung ist die Geltungsgrundlage (einseitiger) erbrechtlicher Verfügungen;

• Das Erbrecht soll den Willen des Erblassers möglichst unverfälscht zur Geltung bringen;

• Vor Fremdbestimmung muss der Erblasser geschützt werden.
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II. Der Schutz des Erblassers 
vor Fremdbestimmung
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II. Der Schutz des Erblassers vor Fremdbestimmung

1. Der Begriff der Erbschleicherei
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II. Der Schutz des Erblassers vor Fremdbestimmung

1. Der Begriff der Erbschleicherei

BGE 66 II 256: Entscheid zu Art. 20 und 66 OR. Erbschleicherei wird (eher beiläufig) als 
unsittliches Handeln erwähnt.

Bundesgericht in BGE 132 III 305 E. 2: «Wer auf unredliche oder unmoralische Weise zu
einer Erbschaft zu gelangen versucht, wird gemeinhin als "Erbschleicher" bezeichnet (vgl.
zum Stichwort: METZGER, Schweizerisches juristisches Wörterbuch, Basel 2005, S. 178).»

Erläuternder Bericht vom 4.3.2016 zum Vorentwurf des Bundesrates für die 
Erbrechtsrevision:

Die Erbschleicherei ist darauf ausgerichtet, sich unter Ausnutzung der Schwäche einer
Person über deren Testament Vermögensvorteile zu verschaffen», was «von der
Öffentlichkeit als stossend empfunden wird und gegen die herrschenden
Moralvorstellungen verstösst.»
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II. Der Schutz des Erblassers vor Fremdbestimmung

1. Der Begriff der Erbschleicherei

DANIEL ABT: Eine Vertrauensperson beeinträchtigte den Erblasser in seiner Willensfreiheit
durch Ausnutzung des Vertrauensverhältnisses derart, dass dieser die Person auf deren
Veranlassung erbrechtlich begünstigt.

PETER BREITSCHMID: «Erbschleicherei beginnt (erst) wenn ein Dritte in planmässiger
Strategie ein bestehendes (familiäres oder betreuerisches) Umfeld mobbt, nicht aber
schon dann, wenn er sich bloss kümmert.» Zustimmend: Aebi-Müller.

STEPHAN WOLF/BARBARA BALLMER: Auf den nicht rechtlichen Begriff der Erbschleicherei ist
zu verzichten, damit eine unvoreingenommene Prüfung eines Sachverhalts nicht erschwert
wird.
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II. Der Schutz des Erblassers vor Fremdbestimmung

2. Der sozio-demographische Hintergrund der Erbschleicherei

a) Alterung der westlichen Gesellschaft durch

• rückläufige Geburtenzahlen;

• steigende Lebenswartung.

b) Isolation im Alter;

c) Vermehrt altersbedingte Erkrankungen mit Einschränkungen der Urteilsfähigkeit
(Demenz);

d) Erblasser entscheiden sich häufig in einem bereits fortgeschrittenen Alter, erstmals zu
testieren.
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II. Der Schutz des Erblassers vor Fremdbestimmung

3. Der verletzliche Erblasser und der Einfluss sogenannter Vertrauenspersonen

Der verletzliche Erblasser ist meist betagt, alleinstehend oder verwitwet und sozial
isoliert.

Zwischen Erblasser und Vertrauensperson besteht ausgeprägtes Vertrauensverhältnis,
das zu erhöhter Beeinflussbarkeit führt.

Beispiele für Vertrauenspersonen: Ärzte, Psychotherapeuten, Physiotherapeuten,
Psychologen, Anwälte, Notare, Beistände, Geistliche und Laienseelsorger, Sozialarbeiter,
Mitarbeiter von Spitex-Diensten und Haushalthilfen in der Heimpflege, Heimleiter und
das entsprechende Pflegepersonal von Alters- oder Behindertenpflegeheimen, Bankiers,
Treuhänder, Finanzberater und Vermögensverwalter, Privatsekretäre.

Bei erbrechtlicher Begünstigung der Vertrauensperson: Es entstehenden heikle
Konstellationen (anrüchige oder stinkende Fälle).
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II. Der Schutz des Erblassers vor Fremdbestimmung

3. Der verletzliche Erblasser und der Einfluss sogenannter Vertrauenspersonen

Liste gemäss ABT/KÜNZLI, Stinkende Fälle, S. 4

«Checkliste für anrüchige Fälle»

1. Der Erblasser
a) ist betagt
b) ist sozial isoliert

2. Die Verfügung
a) steht im Widerspruch zur Lebens- oder Nachlassplanung
b) ist eine last-minute-Verfügung
c) enthält eine Maximal- oder Exklusivbegünstigung

3. Der Bedachte
a) ist in anderen Fällen schon begünstigt worden
b) ist eine (berufliche) Vertrauensperson

4. Die Zuwendung ist von bedeutender Höhe
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II. Der Schutz des Erblassers vor Fremdbestimmung

3. Der verletzliche Erblasser und der Einfluss sogenannter Vertrauenspersonen

Ergänzende Indizien für anrüchige Fälle:

 Die Initiative für die Errichtung der Verfügung ging nicht vom Erblasser aus.

 Die Verfügung wurde in Anwesenheit der direkt oder indirekt begünstigten
Vertrauensperson errichtet.

 Die Verfügung wurde von einem Rechtsanwalt entworfen oder einem Notar
beurkundet, welcher dem Begünstigten, nicht aber dem Erblasser bekannt war.
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II. Der Schutz des Erblassers vor Fremdbestimmung

4. Der Schutz vor Fremdbestimmung ex post und ex ante

a) Schutz ex post: Fremdbestimmten Verfügungen in anrüchigen Konstellationen 
wird im Nachhinein die Wirksamkeit versagt (Ungültigkeitsfälle, 
Erbunwürdigkeit). 

b) Schutz ex ante: Durch Schutzmechanismen bei der Errichtung wird versucht, 
fremdbestimmte Verfügungen zu vermeiden.
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III. Erbschleicherei: Die geltende 
Rechtslage in der Schweiz
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III. Erbschleicherei: Die geltende Rechtslage in der Schweiz

1. Der Fall Stauffacher als Ausgangspunkt (BGE 132 III 305 und 132 III 315) 

Sachverhalt:

Werner Stauffacher war vier Jahre lang als Rechtsanwalt für die verwitwet und
kinderlos in einem Alters- und Pflegeheim lebende, sehr vermögende Erblasserin tätig
gewesen und hatte ihr auch sonst in verschiedener Hinsicht beigestanden; im Laufe
der Zeit war er zur beinahe einzigen Bezugsperson der Erblasserin geworden. Sie
hatte ihn daraufhin als Erben eingesetzt und damit gleichzeitig die Erbeinsetzung
eines deutschen Adligen aus einem früheren Testament widerrufen. Dieser war mit
der Auflage als Erbe eingesetzt worden, das Vermögen gemeinnützig zu verwenden
und die Kunstobjekte dem Kunstmuseum Basel zukommen zu lassen.

Zu Lebzeiten hat der Beklagte von der Erblasserin nach eigenen Angaben
Schenkungen erhalten, unter anderem diverse Goldbarren und Bilder, die er vom
Domizil der Schenkerin mit einem Speditionsunternehmen abtransportieren liess.
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III. Erbschleicherei: Die geltende Rechtslage in der Schweiz

1. Der Fall Stauffacher als Ausgangspunkt (BGE 132 III 305 und 132 III 315)

Nach dem Ableben der Erblasserin reichte Stauffacher dem Erbschaftsamt für seine
Bemühungen eine Honorarnote in Höhe von rund CHF 365‘000.00 ein. Er wies 482.15
Anwaltsstunden à CHF 700.00 aus. Zu Lebzeiten der Erblasserin hatte der Stundenansatz
noch CHF 250.00 betragen. Dessen drastische Erhöhung wurde mithin erst nach dem Tod
der Erblasserin in der Schlussrechnung, vorgenommen.

Der Nachlass bestand im Wesentlichen aus einer Gemäldesammlung mit Werken von Franz
Marc, Ferdinand Hodler, Emil Nolde und Lovis Corinth, deren Wert auf mehrere Millionen
Franken zu beziffern ist. Daneben war die Erblasserin Eigentümerin von Grafiken, Plastiken
und einer einzigartigen Fotosammlung.

 Basler Zivilgericht: Ungültigerklärung des Testamentes wegen Urteilsunfähigkeit,
Rechtswidrigkeit und Sittenwidrigkeit (offensichtliche Erbschleicherei);

 Appellationsgericht Basel und Bundesgericht: Gültigkeit des letzten Willens wurde
bejaht, aber Stauffer wurde für erbunwürdig erklärt.
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III. Erbschleicherei: Die geltende Rechtslage in der Schweiz

2. Ungültigkeit einer letztwilligen Verfügung wegen fehlender Urteilsfähigkeit des
Erblassers (Art. 519 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB)

A. Der Begriff der Urteilsfähigkeit

a) Fähigkeit einen Willen zu bilden (Verstandeskomponente);

b) Fähigkeit den gebildeten Willen umzusetzen (Willenskomponente).

B. Massgebender Zeitpunkt / Relativität der Urteilsfähigkeit/ Abgestufte Testierfähigkeit?

C. Zuwendungen an Vertrauenspersonen

D. Nachweis der Urteilunfähigkeit – Beweisfragen

a) Vermutung der Urteilsfähigkeit;

b) Herabsetzung des Beweismasses / natürliche Vermutung der Urteilsunfähigkeit.
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III. Erbschleicherei: Die geltende Rechtslage in der Schweiz

3. Ungültigkeit einer letztwilligen Verfügung wegen Willensmängeln
(Art. 519 Abs. 1 Ziffer 2 i.V.m Art. 469 ZGB)

a) Bei Verdacht auf Erbschleicherei steht der Motivirrtum im Vordergrund;

b) Jeder Motivirrtum ermöglicht die Testamentsanfechtung; beim Erbvertrag braucht es
einen Grundlagenirrtum;

c) Irrtum = Falsche Vorstellungen über persönliche Eigenschaften des Erben oder
Bedachten.

Beispiel Fall Stauffacher: Die Erblasserin unterlag der Fehlvorstellung, die Bemühungen
ihres Anwalts ihr gegenüber beruhten auf echter Freundschaft und Zuneigung statt auf
geschäftlichem Kalkül und Gewinnstreben.
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III. Erbschleicherei: Die geltende Rechtslage in der Schweiz

4. Ungültigkeit einer letztwilligen Verfügung wegen Rechts- oder Sittenwidrigkeit
(Art. 519 Abs. 1 Ziffer 3 ZGB)

• Sittenwidrigkeit wegen Beeinträchtigung der freien Willensentscheidung des
Erblassers durch Handlungen/Unterlassungen von Vertrauenspersonen;

• Vertrauensperson nutzt das Vertrauensverhältnis zum Erblasser aus und beeinflusst 
ihn in seiner Willensfreiheit derart, dass dieser die Vertrauensperson erbrechtlich 
begünstigt;

• Dabei sind die Umstände des Zustandekommens der letztwilligen Verfügung zu 
beachten (Einflussnahme der Vertrauensperson);

• Zur Illustration: Zivilgericht Basel-Stadt im Fall Stauffacher, Urteil vom 24.10.2001 
(Aktenzeichen P 1996/572), besprochen von Daniel Abt, AJP 2022, S. 718 f.
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III. Erbschleicherei: Die geltende Rechtslage in der Schweiz

4. Ungültigkeit einer letztwilligen Verfügung wegen Rechts- oder Sittenwidrigkeit
(Art. 519 Abs. 1 Ziffer 3 ZGB)

• Sittenwidrigkeit wegen Verstosses gegen berufsethische Maximen;

• Beispiel: Standesordnung der FMH: Art. 38 Annahme von Geschenken:
«Die Annahme von Geschenken, Verfügungen von Todes wegen oder von anderen
Vorteilen, sei es von Patienten, Patientinnen oder von Dritten, die den Arzt oder die
Ärztin in ihren ärztlichen Entscheidungen beeinflussen können und das übliche Mass
kleiner Anerkennungen übersteigen, ist unzulässig.»

• Standeswidriges Verhalten kann zur Sittenwidrigkeit eines Rechtsgeschäftes und
damit zu seiner zivilrechtlichen Ungültigkeit führen (BGE 132 III 455).
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III. Erbschleicherei: Die geltende Rechtslage in der Schweiz

4. Ungültigkeit einer letztwilligen Verfügung wegen Rechts- oder Sittenwidrigkeit
(Art. 519 Abs. 1 Ziffer 3 ZGB)

Behandlung von Menschen mit Demenz: In früheren Richtlinien der SAMW ähnliche
Bestimmung wie Art. 38 StO FMH.

Standesregeln SAV: Enthalten keine einschlägige Bestimmung. Erbrechtliche
Zuwendungen von Klienten an ihre Anwälte sollen dennoch sittenwidrig sein. Fliesst aus
dem Verbot, widerstreitende Interessen zu vertreten (PraKomm-Abt, Art. 519 ZGB, N 44).

Umgehungsgeschäfte: Sittenwidrig sind auch Zuwendungen und erbrechtliche
Begünstigungen an nahestehende Personen der betreffenden Vertrauenspersonen (z.B.
Ehefrau des Hausarztes).
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III. Erbschleicherei: Die geltende Rechtslage in der Schweiz

5. Vierte Abwehrstrategie: Erbunwürdigkeit des Begünstigen (Art. 540 ZGB)

• Ausgangspunkt einmal mehr: Fall Stauffacher

• Neuster Fall: BGer 5A_993/2020 vom 2.11.2021

A. war ab 1996 als Pflegefachmann selbstständig berufstätig. In der Psychiatrischen
Klinik U. lernte er H.B., geboren 1924, kennen. Ab 1997 übernahm A. die private Pflege
von H.B. in ihrem Haus. Auf Wunsch von H.B. wurde A. 2009 zu ihrem amtlichen
Beistand ernannt. 2013 erteile sie ihm eine Generalvollmacht in allen administrativen
und finanziellen Belangen und beauftragte ihn 2014 mit ihrer Personen- und
Vermögenssorge und Vertretung im Fall ihrer Urteilsunfähigkeit.

2010 vermachte H.B. dem A. ihre Liegenschaft. 2015 starb sie. Die von der Erblasserin
bestellte Willensvollstreckerin weigerte sich, A. das Vermächtnis auszuliefern.

Alle drei Instanzen bejahten die Erbunwürdigkeit von A.
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III. Erbschleicherei: Die geltende Rechtslage in der Schweiz

5. Erbunwürdigkeit nach Art. 540 Abs. 1 Ziffer 3 ZGB:

a) Erbunwürdig macht das Verhindern am Errichten oder Widerrufen einer
Verfügung von Todes wegen.

Das Verhindern kann auch in einem Unterlassen bestehen, z.B. im Ausnützen einer
beim Erblasser vorhandenen Fehlvorstellung, die der Erbunwürdige korrigieren könnte
und müsste (Aufklärungspflicht).

b) Erbunwürdigkeit setzt "Arglist" voraus.

Arglist kann im Bewirken/Ausnützen einer schon vorhandenen falschen Vorstellung
beim Erblasser bestehen. Zusätzlich muss dieses Bewirken/Ausnützen auf Grund
sämtlicher Umstände des konkreten Einzelfalls eine schwere Verfehlung gegen den
Erblasser bedeuten, die nach dem Empfinden der Allgemeinheit als unerträglich
erscheint und zu missbilligen ist.
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III. Erbschleicherei: Die geltende Rechtslage in der Schweiz

5. Erbunwürdigkeit nach Art. 540 Abs. 1 Ziffer 3 ZGB:

c) Die Verhinderung muss kausal dafür sein, dass der Erblasser eine Verfügung von
Todes wegen nicht errichtet oder nicht widerrufen hat.

Besteht das Verhindern in einer unterlassenen Aufklärung, bestimmt sich der
Kausalzusammenhang danach, ob der Erblasser eine Verfügung von Todes wegen
errichtet oder widerrufen hätte, wenn er von der begünstigten Vertrauensperson über
ihre Motive aufgeklärt worden wäre.

Beispiel BGE 132 III 305, insb. E. 6: Was hätte die Erblasserin getan, wenn
Stauffacher sie darüber aufgeklärt hätte, dass er nicht als Freund und Helfer, sondern
als bezahlter Anwalt für sie tätig wurde? Nach Bundesgericht hätte sie ihn nicht als
Erben eingesetzt bzw. seine Einsetzung widerrufen.
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III. Erbschleicherei: Die geltende Rechtslage in der Schweiz

5. Erbunwürdigkeit nach Art. 540 Abs. 1 Ziffer 3 ZGB:

Rechtsfolge:

• Die Erbunwürdigkeit ist von Amtes wegen zu beachten (≠ Enterbung und Ungültigkeit)

• Die erbunwürdige Person wird weder gesetzlicher noch eingesetzter Erbe noch
Vermächtnisnehmer (BGE 132 III 315 E. 2.1).

• Der unwürdige (gesetzliche) Erbe gilt als vorverstorben. Es gilt das Eintrittsprinzip.

• Die Erbunfähigkeit beschlägt nicht die Gültigkeit der letztwilligen Verfügung, mit der die
erbunwürdige Person bedacht worden ist.

Nota bene:

• Klage auf Feststellung der Erbunwürdigkeit ist unbefristet.
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IV. Weitere Massnahmen gegen 
missliebige Erben
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IV. Weitere Massnahmen gegen missliebige Erben

1. Enterbung pflichtteilsgeschützter Erben

Art. 477 ZGB nennt zwei Gründe:

a) Begehen schwerer Straftat;

b) Schwere Verletzung familienrechtlicher Pflichten.

Rechtsfolge: Der Enterbte wir behandelt, wie wenn er vorverstorben wäre.

• Der Enterbungsgrund muss in der Verfügung angegeben werden (Art. 479 Abs. 1
ZGB);

• Die Beweislast für die Richtigkeit des Enterbungsgrundes liegt bei demjenigen, der
aus der Enterbung Vorteile zieht.
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IV. Weitere Massnahmen gegen missliebige Erben

2. Enterbung eines Zahlungsunfähigen (Art. 480 ZGB)

Art. 480 ZGB

1 Bestehen gegen einen Nachkommen des Erblassers Verlustscheine, so kann ihm der 
Erblasser die Hälfte seines Pflichtteils entziehen, wenn er diese den vorhandenen und 
später geborenen Kindern desselben zuwendet.

2 Diese Enterbung fällt jedoch auf Begehren des Enterbten dahin, wenn bei der Eröffnung 
des Erbganges Verlustscheine nicht mehr bestehen, oder wenn deren Gesamtbetrag einen 
Vierteil des Erbteils nicht übersteigt.
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IV. Weitere Massnahmen gegen missliebige Erben

3. Widerruf von Erbeinsetzungen und weiteren Zuwendungen (auch) in
Erbverträgen

• Erbverträge können (einseitige) testamentarische und daher widerrufbare
Bestimmungen enthalten.

• Wenn nicht stipuliert, dass Bestimmung bindend: Auslegung erforderlich. Ob
zweiseitig (bindend) oder einseitig (widerrufbar).

• Zur Abgrenzung: BGE 133 III 406 E. 2.3 (Interessentheorie).

• Interesse an Bindungswirkung gegeben, wenn es sich um Verfügungen zugunsten
des Vertragspartners selber handelt.

• Bei Begünstigung eines Dritten: Besteht ein Interesse des Vertragspartners an
Bindungswirkung/Unwiderrufbarkeit?

• Das ist namentlich in folgenden typischen Fällen zu bejahen: Verwandte des
erstversterbenden Ehegatten werden als Nacherben eingesetzt.
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IV. Weitere Massnahmen gegen missliebige Erben

3. Widerruf von Erbeinsetzungen und weiteren Zuwendungen (auch) in
Erbverträgen

HRUBESCH-MILLAUER, AJP 2007, 1450:

VvTw, welche die Vertragspartei selbst 
(z.B. als Erbin oder 

Vermächtnisnehmerin) belasten, egal 
ob die beschwerende Verfügung 

zugunsten ihrer Verwandten oder ihr 
sonst nahe stehender Personen 

angeordnet ist

VvTw zugunsten Vertragspartei 
insb. auch wenn (Gegen-)Leistung 

unter Lebenden oder vTw

VvTw zugunsten Verwandter oder 
nahestehender Personen der 

Vertragspartei*

VvTw, welche für den Fall des Todes 
des Überlebenden jeweils die eigenen 

Verwandten begünstigen

VvTw an Nachbarn, Freunde im 
allgemeinen oder sonstige Dritte

* Adoptiv-, Stief- und 
Pflegekinder, 

verschwägerte Personen

grundsätzlich vertragsmässig grundsätzlich letztwillig
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V. Erbschleicherei: Der Schutz vor 
Fremdbestimmung de lege ferenda
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V. Erbschleicherei: Der Schutz vor Fremdbestimmung de lege 
ferenda

1. Vorschlag von Daniel Abt in seiner Dissertation (2002):

«Art. 541a

c. Zuwendungen an Vertrauenspersonen

1 Personen, welche von Berufs wegen in einem Vertrauensverhältnis zum Erblasser stehen, 
sind diesem gegenüber unfähig, aus einer Verfügung von Todes wegen irgend etwas zu 
erwerben.

2 Die Unfähigkeit besteht auch für Personen, welche zur Umgehung vorgeschoben werden, 
wie insbesondere Verwandte in gerader Linie oder Geschwister sowie den Ehegatten oder 
Partner der Vertrauensperson.

3 Zuwendungen, welche auf Grund verwandtschaftlicher, ehelicher oder eheähnlicher 
Beziehung erfolgen, sowie solche, welche das Mass üblicher Gelegenheitsgeschenke nicht 
übersteigen, sind vorbehalten.»
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V. Erbschleicherei: Der Schutz vor Fremdbestimmung de lege 
ferenda

2. Vorentwurf zur Erbrechtsrevision (2016)

«Art. 541a VE ZGB

Den Personen, die in Ausübung ihrer beruflichen Funktion in einem Vertrauensverhältnis
zum Erblasser stehen sowie ihren Angehörigen kann durch eine Verfügung von Todes
wegen insgesamt höchstens ein Viertel der Erbschaft zugewendet werden.»

• Der Vorentwurf will die Testierfreiheit begrenzen, um die Selbstbestimmung des
Erblassers zu schützen. Ein wahrlich paradoxes Vorgehen!
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V. Erbschleicherei: Der Schutz vor Fremdbestimmung de lege 
ferenda

3. Alternative zur Lösung des Vorentwurfs: Präventiver Schutz gegen
Fremdbestimmung

Die erblasserische Selbstbestimmung kann und soll nicht durch eine Beschränkung der
Testierfreiheit geschützt werden.

Präventiver Schutz ist möglich durch:

• Verstärkung der Formvorschriften in besonders heiklen Konstellationen (Begünstigung
von Vertrauenspersonen): z.B. öffentliche Beurkundung erforderlich, Beizug
fachkundiger Zeugen.

• Beweislastumkehr bei Nichteinhaltung der verstärkten Formvorschriften.
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VI. Schlussbemerkungen
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VI. Schlussbemerkungen

• Selbstbestimmung ist die Geltungsgrundlage letztwilliger Verfügungen.

• Der präventive Schutz gegen Fremdbestimmung durch verstärkte Formvorschriften in
heiklen Konstellationen kann neben die bestehenden Abwehrstrategien des geltenden
Rechts treten.

• Der Beweis der Fremdbestimmtheit soll durch Beweislastumkehr erleichtert werden.

• Im Ergebnis soll es einem Erblasser möglich sein, selbstbestimmt eine Vertrauens-
person erbrechtlich zu begünstigen.
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VII. Rechtsprechung und 
weiterführende Literatur
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VII.Rechtsprechung und weiterführende Literatur (1/4)

Rechtsprechung: vgl. die Entscheide in den Tagungsunterlagen.

Weiterführende Literatur in Ergänzung zu den Kommentaren, Lehrbüchern und
weiteren und Standardwerken:

• ABT DANIEL, Die Ungültigkeitsklage im schweizerischen Erbrecht – Unter besonderer 
Berücksichtigung von Zuwendungen an Vertrauenspersonen, (Diss.) Basel-Genf-
München 2002

• ABT DANIEL, Bemerkungen zum Urteil des Zivilgerichts Basel-Stadt iS Stauffacher, 
Urteil vom 24.10.2001 (Aktenzeichen P 1996/572), AJP 2002, S. 718 f.

• ABT DANIEL, Probleme um die unentgeltlichen lebzeitigen Zuwendungen an 
Vertrauenspersonen, AJP 2004, S. 1225 ff.

• ABT DANIEL, Bemerkungen zum Urteil des  Appellationsgericht Basel-Stadt iS
Stauffacher vom 22.12.2004 (Verfahren Nr. 44/2002/ASC/AN), AJP 2006, S. 238 ff.
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• ABT DANIEL, Bemerkungen zu BGE 132 III 305 ff. (BGer, 5C.121/2005 vom 6. Februar
2006; BGE 132 III 315 ff. (BGer, 5C.120/2005 vom 1. März 2006; BGer, 5P.161/2005
vom 6. Februar 2006; BGer, 5P.160/2005 vom 1. März 2006, AJP 2006, S. 1139 ff.

• ABT DANIEL/KÜNZLI MARTIN, Stinkende Fälle: Entwicklungen, Erfahrungen, Erkenntnisse,
in: Kaleidoskop des Familien- und Erbrechts, Liber Amicorum für Alexandra Rumo-
Jungo, hrsg. v. Paul Eitel und Alexandra Zeiter, Zürich 2014, S. 1 ff.

• AEBI-MÜLLER REGINA E., Testierfähigkeit im Schweizerischen Erbrecht - unter 
besonderer Berücksichtigung der bundesgerichtlichen Praxis, Successio 2012, S. 4 ff.

• BREITSCHMID PETER, Besprechung von BGE 132 III 305, 5C.121/2005, 6.2.2006 BGE 
132 III 315, 5C.120/2005, 1.3.2006, Successio 2007, S 50 ff.
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• BREITSCHMID PETER/CAROLINE WITTWER, Pflegerecht - eine Standortbestimmung (Teil 2),
Pflegerecht 2012, S. 66 ff.

• CHRISTANDL GREGOR, Selbstbestimmtes Testieren in einer alternden Gesellschaft – eine
Untersuchung zum Schutz des Erblassers vor Fremdbestimmung, Tübingen 2016

• DRUEY JEAN NICOLAS, Bemerkungen zu BGE 124 III 5 (5C.212/1997 vom 16.12.2997) ,
AJP 1998, S. 730 ff.

• HRUBESCH-MILLAUER STÉPHANIE, Abgrenzung vertragsmässiger (bindender) und
einseitiger (letztwilliger) Verfügungen in einem Erbvertrag, Auslegungsmethoden –
Besprechung von BGE 133 III 406, AJP 2007 1443 ff.

• HRUBESCH-MILLAUER STÉPHANIE, Besprechung von BGer 5A_758/2008 vom 16 März
2009, AJP 2009, S. 1337 ff.
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• PÄRLI KURT/WANTZ NADINE, Vermächtnis und amtliche Tätigkeit, Pflegerecht 2013, S.
184 ff.

• SEILER BENEDIKT, Die erbrechtliche Ungültigkeit, unter besonderer Berücksichtigung
der Wirkungen in personeller Hinsicht (Habil.), Zürich 2017

• WOLF STEPHAN/BALLMER BARBARA, Erbunwürdigkeit durch Unterlassen, Besprechung
von BGE 132 III 305 ff., recht 2007, S. 40 ff.

• WOLF STEPHAN, HOFER SYBILLE, HRUBESCH-MILLAUER STEPHANIE, AEBI-MÜLLER, REGINA,
Erbrechtsrevision: Gedanken zum Vorentwurf des EJPD, AJP 2016, S. 1419 ff.



45

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Niklaus Lüchinger
luechinger@steinlex.ch


